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Die europapolitische Strategie
des Freistaats Thüringen stand im
Rahmen einer Regierungserklärung
am 17. März im Mittelpunkt der De-
batte im Thüringer Landtag. Fol-
gend Auszüge aus der Rede von
Prof. Dr. Benjamin-Immanuel Hoff,
Chef der Staatskanzlei:

Europa braucht mehr Demokratie.
Was hier im Land bei der Debatte über
die europapolitische Strategie gilt,
muss erst recht auch auf europäischer
Ebene gelten. Die kritische Auseinan-
dersetzung mit TTIP, die großen De-
monstrationen, in denen Befürchtun-
gen gegenüber diesem Freihandelsab-
kommen zum Ausdruck gebracht wur-
den, zeigen, dass so wichtige Themen
wie die Zukunft des Welthandels nicht
Expertenkommissionen überlassen
bleiben dürfen, sondern dass es einen
öffentlichen Resonanzraum braucht,
um diese Fragen zu diskutieren.

Europäische Bürgerinitiative
war ein richtiger Ansatz

Die Proteste in vielen der sogenann-
ten Krisenländer der EU speisen sich
auch aus der Sorge, dass die eigenen
nationalen Parlamente nichts mehr zu
sagen haben. Wachsende Europaskep-
sis hat viel mit dem Gefühl von Ohn-
macht zu tun. Im digitalen Zeitalter
wollen die Bürgerinnen und Bürger
nicht mehr länger nur zusehen, son-
dern sie wollen aktiv eingebunden
sein, ihre Zukunft selbst in die Hand
nehmen, selbstständig agieren. 

In unserer europapolitischen Strate-
gie zeigen wir verschiedene Ansatz-
punkte für eine Stärkung der Demokra-
tie in Europa auf: Wir unterstützen For-
derungen des Europäischen Parla-
ments, als einziges direktes EU-Organ
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mehr Rechte zu erhalten, zum Beispiel
ein eigenes Initiativrecht, damit nicht
nur die Kommission und der Rat die
politische Agenda definieren.

Die Wahlen zum Europäischen Parla-
ment sollten europäischer werden.
Hier wurde mit der 2014 erstmals
praktizierten Aufstellung von Spitzen-
kandidaten ein Weg gewiesen, der nun

mokratie auf EU-Ebene sammeln. Glei-
chermaßen halten wir eine Stärkung
der europäischen Öffentlichkeit für er-
strebenswert, um die Entscheidungs-
prozesse konstruktiv zu begleiten. Ich
wünsche mir eine europäische Debat-
tenkultur. In Thüringen leisten wir mit
dem Europäischen Informationszen-
trum hierzu einen engagierten Beitrag.

unterstützt Thüringen die Einrichtung
eines dauerhaften, multilateral legiti-
mierten und rechtsstaatlichen interna-
tionalen Handelsgerichtshofs. Daran
werden wir die Vorschläge der Kom-
mission und auch etwaige Verhand-
lungsergebnisse messen. 

Ich erinnere daran, dass nach Auf-
fassung aller deutschen Länder TTIP
und CETA der Zustimmung nicht nur
des Europäischen Parlaments, son-
dern auch von Bundestag und Bundes-
rat bedürfen. Sie sind als sogenannte
gemischte Abkommen einzuordnen,
weil sie auch Gesetzgebungszuständig-
keiten der Mitgliedstaaten betreffen.
Beispiele sind der Investitionsschutz,
das Verkehrsrecht, die Anerkennung
von Berufsqualifikationen und der Ar-
beitsschutz. Aus diesem Grund bedür-
fen sie der mitgliedstaatlichen Ratifika-
tion. In Deutschland wiederum ist nach
unserer Überzeugung die Zustimmung
des Bundesrats im Rahmen der Ratifi-
kation erforderlich. Dies folgt entwe-
der schon aus Artikel 23 Abs. 1 Satz 2
Grundgesetz, weil durch die Handels-
abkommen Hoheitsrechte auch an die
EU übertragen werden. Es folgt jeden-
falls aber auch aus den nach Artikel 59
Abs. 2 Grundgesetz anwendbaren all-
gemeinen Regeln für die Ratifikation
völkerrechtlicher Verträge.

Macht die Türen des 
TTIP-Leseraums weiter auf

Wir können unsere Mitwirkungsrech-
te bei TTIP nur dann voll wahrnehmen,
wenn wir Zugang zu allen relevanten
Informationen haben und wenn in Be-
zug auf die Verhandlungen größtmögli-
che Transparenz herrscht. Die Einrich-
tung des TTIP-Leseraums im Bundes-
wirtschaftsministerium ist ein erster
kleiner Fortschritt. Aber es ist eine
Mindestlösung und sie reicht nicht aus
für die Einlösung tatsächlicher Trans-
parenz. Dass der Zugang zu diesem Le-
seraum für die deutschen Bundeslän-
der zurzeit allein auf Bundesratsmit-
glieder beschränkt bleibt – das heißt
also, weder Staatssekretärinnen und
Staatssekretäre noch leitende Beamte
der deutschen Länderbehörden kön-
nen in diesem TTIP-Leseraum die Un-
terlagen einsehen und damit tatsäch-
lich das tun, was ihre eigentliche Auf-
gabe ist: Politik, Beratung im Hinblick
auf die Auseinandersetzung mit TTIP zu
gestalten –, das halte ich für hoch be-
denklich, für unpraktisch und für eine
Einschränkung unserer Informations-
und Mitwirkungsrechte, die nicht ge-
rechtfertigt ist.

Insofern kann die Kurzfassung nur
lauten: Macht die Türen des Lese-
raums weiter auf. 

http://www.thueringen.de/mam/th
1/tsk/2016-03-17_regierungserkla-
rung_europa-strategie.pdf
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„Wir brauchen soziale Mindeststandards in Europa“
In der Aussprache zur Regie-

rungserklärung ergriff für die LINKE
Jörg Kubitzki das Wort, der auch
Vorsitzender des Landtagsaus-
schusses für Europa, Kultur und
Medien ist. Seine Rede kann voll-
ständig auf der Internetseite der
Fraktion unter http://www.die-lin-
ke-thl.de/nc/fraktion/abgeordne-
te/joerg_kubitzki/plenarreden/
nachgelesen werden:

Er würdigte das Bemühen der Lan-
desregierung, eine europapolitische
Strategie für den Freistaat Thüringen
zu entwickeln. „Das ist ein neuer
Schritt, den ich gut finde. Uns muss es
dabei gelingen, wirklich die Menschen,
die Thüringerinnen und Thüringer ein-
beziehen. Tagtäglich erleben wir auch
in unseren Kommunen, wenn wir Ent-
scheidungen in den Kreistagen, in den
Gemeinderäten treffen, dann haben
wir es oft mit europäischen Entschei-
dungen zu tun, die wir umsetzen müs-
sen“, erklärte Jörg Kubitzki. 

Neu sei auch, dass diesmal der
Landtag so einbezogen werde, „dass
wir berechtigt sind, diese europapoliti-
sche Strategie fortzuschreiben und

dass wir nach Behandlung in den Aus-
schüssen der Landesregierung Emp-
fehlungen geben werden“. Er sei auch
der Landesregierung dankbar für ihre
Kritik an der fehlenden  Sozialunion.
„Wir haben unterschiedliche Lebens-
standards in den Ländern. Die Men-
schen in Europa wollen aber, dass sich
die Lebensverhältnisse auf einem ho-
hen Niveau angleichen. Deshalb brau-
chen wir soziale Mindeststandards in
allen europäischen Staaten. Wir brau-
chen einen europäischen Mindest-
lohn“, forderte der LINKE-Politiker.
Was wir aber nicht brauchen, sei „eine
Liberalisierung der sozialen und öffent-
lichen Daseinsvorsorge, das wollen die
Menschen nicht“. 

Jörg Kubitzki verwies auf die CDU-
Abgeordnete Marion Walsmann, die
die beabsichtigte Liberalisierung und
Privatisierung der Trinkwasserversor-
gung als positives Beispiel genannt
hatte, er betonte: „Da gab es den er-
sten europäischen Bürgerentscheid,
der dafür gesorgt hat, dass diese Priva-
tisierung des Trinkwassers in Europa
nicht stattgefunden hat. Ich erinnere
an die Debatte, die wir im Landtag ge-

führt haben, wo es um die Liberalisie-
rung des Rettungswesens ging, wo wir
unser Rettungsdienstgesetz so ange-
passt haben, dass in Thüringen eine Li-
beralisierung nicht möglich ist.“

Die Freizügigkeit in der Europäi-
schen Union nannte der Abgeordnete
„ein hohes Gut und dieses hohe Gut
muss gewahrt bleiben, dass die Men-
schen innerhalb der EU dort arbeiten,
leben, studieren können, wo sie das
wünschen“. Viele junge Menschen
auch aus Thüringen hätten davon
schon Gebrauch gemacht. Und auch
wir in Thüringen könnten Nutznießer
dieser Freizügigkeit sein. 

„Wir wissen alle, im Dienstleistungs-
bereich in unserem Land, im Pflegebe-
reich in unserem Land fehlen Fachkräf-
te und Arbeitskräfte. Deshalb finde ich
das auch gut, was die Landesregierung
gemacht hat, diesen Vertrag mit Grie-
chenland zur Ausbildung von jungen
Leuten hier in Thüringen. Wir brauchen
junge Leute, die in die Dienstleistung
gehen, wir brauchen junge Leute, die in
den Pflegebereich gehen, denn das
schaffen wir allein und ohne fremde
Hilfe nicht mehr.“                                

zum Beispiel mit einem einheitlichen
Wahlrecht und Wahltag weiter be-
schritten werden könnte. Wenn wir
über mehr Demokratie reden, gehört
dazu die Stärkung direktdemokrati-
scher Elemente. Die Einführung der Eu-
ropäischen Bürgerinitiative mit dem
Vertrag von Lissabon war ein richtiger
Ansatz. Dass sie unzureichend genutzt
wird, liegt daran, dass sie nicht prakti-
kabel ausgestaltet wurde. 

Insgesamt müssen wir mutiger sein
und Erfahrungen mit der direkten De-

Die Entwicklung von Normen und Stan-
dards in Handelsabkommen muss sich
konsequent an demokratischen Prinzi-
pien ausrichten. Die Definition dieser
Standards und Zulassungsverfahren
ist genauso wie ihre Weiterentwicklung
allein Sache des demokratisch legiti-
mierten Gesetzgebers. Die Landesre-
gierung lehnt spezielle Investitions-
schutzvorschriften und Streitbeile-
gungsmechanismen im Verhältnis In-
vestor und Staat ab. Sollte ein vollstän-
diger Verzicht nicht erreichbar sein,


